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Ebenfalls in der Provinz Sichuan, und 

zwar in Neijiang, demonstrierten im 

Dezember rd. 1.000 freigesetzte Ar­

beitskräfte und Rentner, und blockier­

ten den Verkehr. Die Demonstranten 

wiesen darauf hin, daß die monat­

lichen Zahlungen der Fabrik in Hö­

he von 120 Yuan pro Monat nicht 

zum Leben ausreichten. Die Prote­

ste waren zum Ausbruch gekommen, 

als die Elektrizitätslieferungen für die 

Wohnungen der Arbeiter, die zur Fa­

brik gehörten und die nicht mehr 

bezahlt worden waren, vom Elektri­

zitätswerk eingestellt wurden. Insge­

samt hat die Fabrik noch 800 Ar­

beitskräfte, die beschäftigt sind, muß 

jedoch 700 Rentner sowie rd. 1.000 

freigesetzte Arbeitskräfte versorgen. 

(SCMP, 17.12.99)

Um auf die schlechte materielle Ab­

sicherung reagieren zu können, wur­

den für 1999 bereits die Mittel im 

Staatshaushalt von 10 Mrd. Yuan auf 

20 Mrd. Yuan angehoben. (Zhongguo 

Jingji Shibao, Beijing web site in Chi­

nese, 6.12.99)

Als Problem stellt sich auch die 

Not der Bevölkerungsteile dar, de­

ren Häuser aufgrund der Sommerüber­

schwemmungen zerstört wurden. Nach 

Meldungen des Internationalen Ro­

ten Kreuzes sollen Zehntausende in 

Süd- und Zentralchina den Winter in 

Zelten verbringen müssen. (IHT, 24.-

26.12.99)

Der Kampf gegen die Armut zählt 

dem Ökonomen Hu Angang zufolge zu 

den größten sozialen Herausforderun­

gen. Hu geht von einer Anzahl von rd. 

120 Mio. Bauern aus, die nach interna­

tionalen Standards unterhalb der Ar­

mutsgrenze leben. Die Regierung ih­

rerseits benennt eine Zahl von nur 

noch 40 Mio. Menschen als absolut 

arm.

Als Strategie gegen die Armut emp­

fiehlt Hu die Erhöhung der Pro-Kopf- 

Einkommen der Bauernfamilien um 

rd. 30% bis zum Jahre 2005 sowie die 

Verbesserung ihrer Ernährungsgrund­

lagen. Bauern sollten Priorität bei der 

Vergabe von Arbeitsplätzen in ländli­

chen Bauprojekten der Regierung ein­

geräumt werden. Weiterhin sollte die 

Regierung mehr Anreize für ihre Be­

schäftigung in den Städten und bei der 

Gründung eigener Unternehmen bie­

ten. Außerdem forderte Hu den Aus­

bau der Infrastruktur in den ländli­

chen Gebieten, um dort die wirtschaft­

liche Entwicklung zu fördern. (SCMP,

6.12.99) -schü-

SVR Hongkong

33 Behörden genehmigen inter­

nationale Versammlung von 

Falungong-Anhängern

Am Wochenende des 11. und 12. De­

zember 1999 versammelten sich an­

nähernd 1.000 Falungong-Anhänger 

zu einer internationalen Konferenz in 

Hongkong. Unter den Teilnehmern be­

fanden sich auch ausländische Staats­

angehörige aus den USA, Kanada, 

Australien, Japan, Taiwan, Singa­

pur, Großbritannien, Frankreich und 

Schweden.

In Hongkong genießt Falungong als 

offiziell registrierte Vereinigung lega­

len Status. Die Organisatoren hat­

ten ihre Pläne für eine internatio­

nale Versammlung einige Tage zu­

vor den Sicherheitsbehörden vorge­

legt und deren Genehmigung erhal­

ten. Die Aktivitäten beinhalteten ei­

ne Kundgebung in Form einer groß­

angelegten Falungong-Gruppenübung 

vor dem Büro der chinesischen Nach­

richtenagentur Xinhua im Stadtbe­

zirk Happy Valley sowie ein eintä­

giges Symposium am Sonntag, das 

im zentral gelegenen Convention and 

Exhibition Centre stattfand. Teilneh­

mer übergaben einen an Jiang Zemin 

adressierten offenen Brief und forder­

ten die chinesische Führung zum Dia­

log und zur Beendigung der Unter­

drückung von Falungong-Anhängern 

auf dem Festland auf. Mehrere Ma­

le wurde von Seiten der Teilnehmer 

betont, daß die Falungong-Bewegung 

über keinerlei politische Agenda ver­

füge, sondern einzig für die Verbrei­

tung moralischer Werte und gesund­

heitsfördernder Atemtechniken eintre­

te (SCMP, 8., 9., 10., 11., 12., 13.12.99; 

SWB, 12., 13.12.99).

Durch die offizielle Genehmigung die­

ser Veranstaltungen bestärkt, bean­

tragten die Organisatoren außerdem 

die Erlaubnis für eine Kundgebung am 

darauffolgenden Tag, dem 13. Dezem­

ber, vor dem im Stadtzentrum gele­

genen Sitz des Sonderbevollmächtig­

ten des chinesischen Außenministeri­

ums für die SVR Hongkong. Auch die­

se Kundgebung wurde von den Si­

cherheitsbehörden genehmigt. An dem 

Tag versammelten sich zwanzig aus­

ländische Falungong-Anhänger für ei­

ne halbstündige Protestveranstaltung 

vor dem Gebäude und hinterließen am 

Eingangstor eine Bittschrift, in der sie 

die Beijinger Führung aufforderten, 

mit Li Hongzhi persönlich zu Gesprä­

chen zusammenzutreffen. Ihre Kund­

gebung schlossen sie mit einem kol­

lektiven Gebet ab (SCMP, 10., 11.,

14.12.99).

Daß es sich bei der Entscheidung der 

Hongkonger Behördern für eine Ge­

nehmigung der Kundgebungen um ei­

ne politische Gratwanderung handel­

te, machen verschiedene Stellungnah­

men hochrangiger Politiker deutlich. 

Während einige Stimmen äußerten, 

die Abhaltung derartiger Kundgebun­

gen sei unter dem Prinzip „Ein Land, 

zwei Systeme“ völlig problemlos, kriti­

sierten andere prochinesische Kräfte, 

die Organisatoren hätten eben dieses 

Prinzip ohne Rücksicht auf politische 

Empfindlichkeiten ausgenutzt und da­

durch der Volksrepublik einen „Schlag 

ins Gesicht“ versetzt, der die Bezie­

hungen zwischen Beijing und Hong­

kong erheblich gefährde. Regierungs­

chef Tung Chee-hwa und der Hong­

konger Xinhua-Direktor Jiang Enzhu 

warnten im Vorfeld der Versammlun­

gen die Teilnehmer mehrfach davor, 

anti-chinesische Aktivitäten zu entfal­

ten oder gar zu versuchen, über die 

Grenze hinweg direkten Einfluß auf 

volksrepublikanisches Gebiet zu neh­

men (SCMP, 8., 9.12.12.99; Ta Kung 

Pao, 9.12.99, nach SWB, 11.12.99; 

Wen Wei Po, 13.12.99, nach SWB,

14.12.99) .

David Lan Hong-tsung, Minister der 

Sonderverwaltungsregion für Inne­

re Angelegenheiten, beschrieb die 

schwierige Situation für die Hong­

konger Regierung mit den Worten: 

„For example, people can sing if they 

have the right to sing. But some may 

think of something other than singing 

or doing something to make life dif- 

ficult for the Government“ (SCMP,

13.12.99) .

Nach den Bestimmungen des Hong­

konger Grundgesetzes hat die Regie­

rung der Sonderverwaltungsregion das
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Recht, potentiell aufrührerische oder 

subversive öffentliche Aktivitäten zu 

verbieten. Hier war sie offenkundig vor 

das Dilemma gestellt, durch ein Zu­

lassen der Falungong-Kundgebungen 

einen politischen Konflikt mit ortho­

doxen Kräften in der VR China zu 

riskieren, wo die Bewegung im Juli 

als illegale Organisation verboten wur­

de, oder durch ein Verbot der Kund­

gebungen die Autonomie Hongkongs 

vor der internationalen Öffentlichkeit 

in Frage zu stellen. Mit der Entschei­

dung für eine Genehmigung entschlos­

sen sich die Behörden offensichtlich 

dafür, den internationalen Ruf der Au­

tonomie Hongkongs nicht zu gefähr­

den (SCMP, 9.12.99; AWSJ, 13.12.99). 

Es kann davon ausgegangen werden, 

daß dies auch im Interesse der Bei­

jinger Führungsspitze lag, die im Vor­

feld ihr Plazet für die Abhaltung der 

Kundgebungen gegeben haben dürfte, 

-hol-

34 Beijings Auslegung im Ver­

fassungskonflikt um Aufent­

haltsrecht bestätigt

In dem vor dem letztinstanzlichen 

Berufungsgericht Hongkongs anhängi­

gen Prozeß von 17 Zuwanderern vom 

Festland, die sich permanentes Auf­

enthaltsrecht erstreiten wollten, hat 

das Gericht Anfang Dezember die 

Beijinger Interpretation der entspre­

chenden Artikel zum Aufenthaltsrecht 

im Basic Law bestätigt. Im Janu­

ar 1999 hatte ein Hongkonger Ge­

richt allen Kindern vom Festland, 

auch unehelichen, von denen ein El­

ternteil als Hongkonger Bürger gemel­

det ist, das permanente Aufenthalts­

recht zugesprochen. Daraufhin hatte 

die Hongkonger Regierung die rele­

vanten Artikel durch den Ständigen 

Ausschuß des NVK in Beijing ausle­

gen lassen und mit Genugtuung zur 

Kenntnis genommen, daß Beijing die 

Bestimmungen eng auslegte und so­

mit die Zuwanderung vom Festland 

streng begrenzt (vgl. C.a., 1999/2, Ü 

31 und 1999/6, Ü 26). Damit hat das 

Gericht jetzt uneingeschränkt die Gül­

tigkeit der Auslegung des Aufenthalts­

rechts durch den Ständigen Ausschuß 

des NVK bestätigt. Es stellte zudem 

klar, daß die Auslegung auch rückwir­

kend seit dem 1. Juli 1997 anzuwen­

den ist. Die Beijinger Auslegung sei 

bindend, und die Hongkonger Gerich­

te seien verpflichtet, ihr zu folgen, hieß 

es in dem Urteil. In dem Prozeß hatten 

fünf Richter zu entscheiden, das Urteil 

wurde mit einer 4:1-Mehrheit gefällt.

Mit diesem Urteil wird die Politik 

der Hongkonger Regierung wie auch 

der festländischen Behörden bestätigt, 

die vorsieht, daß Festländer, die nach 

Hongkong übersiedeln wollen, bei den 

festländischen Behörden die Ausreise­

berechtigung beantragen müssen und 

daß die Einreise nach einem Quoten­

system erfolgt. Außerdem wird Kin­

dern das Aufenthaltsrecht verweigert, 

die geboren wurden, bevor ihre El­

tern permanente Bürger Hongkongs 

wurden. Jetzt droht 6.000 bis 10.000 

Menschen, die sich demnach illegal in 

Hongkong aufhalten, die zwangsweise 

Rückkehr zum Festland.

Während die Hongkonger Regierung 

das Urteil begrüßte, äußerten Rechts­

experten und Menschenrechtsaktivi­

sten tiefe Besorgnis über das Urteil. 

Sie sehen in ihm eine Verletzung des 

Prinzips „Ein Land - Zwei Systeme“. 

Die Menschenrechte, so hieß es, die 

eigentlich durch das Basic Law ga­

rantiert seien, hingen nun von Bei­

jings Gnade ab. Das Urteil bedeute 

realistischerweise eine Einschränkung 

der verfassungsmäßigen Rechte Hong­

kongs. Zwar könne kein Zweifel daran 

bestehen, daß Beijing das Recht der 

Auslegung des Basic Law zustehe, in­

sofern könne Beijing kein Vorwurf ge­

macht werden. Die Schuld an dieser Si­

tuation liege bei der Hongkonger Re­

gierung, die Beijing ohne Not um ei­

ne Auslegung gebeten habe, ohne daß 

Beijing dies gefordert hätte. Nun sei 

Hongkong praktisch der Zentralregie­

rung in Beijing ausgeliefert, und weite­

re Einschränkungen seien abzusehen, 

wenn die Regierung sich jedes Mal, 

wenn sie bei einem Hongkonger Be­

rufungsgericht unterliege, an Beijing 

wende. Hongkonger RegierungsVertre­

ter bezeichneten den vorliegenden Fall 

jedoch als Ausnahme, man werde eine 

ähnliche Vorgehensweise äußerst sel­

ten anwenden. Überdies stellte die Re­

gierung in Aussicht, die Fälle, in denen 

Antragsteller für permanentes Aufent­

haltsrecht vor dem Januar-Urteil in 

Hongkong weilten, überprüft würden 

und möglicherweise bleiben könnten. 

(Vgl. SCMP, 3. u. 4.12.99)

Nicht nur die Hongkonger Regie­

rung, auch die überwiegende Mehr­

heit der Hongkonger Bevölkerung be­

grüßt das Urteil, weil man der Mei­

nung ist, zu viele Einwanderer würden 

die Bildungs- und Sozialhaushalte zu 

sehr belasten, -st-

35 Kritik am Einfluß von Schul­

stiftern

Für rund 9 Mio. HK-Dollar kann man 

in Hongkong eine neue Schule stiften. 

Stimmt die Regierung zu, dann legt 

sie normalerweise die zehnfache Sum­

me der Spende für den Schulbau drauf. 

Obwohl die Regierung etwa 90% der 

Bausumme zahlt, hat sie auf die Schul­

verwaltung wenig Einfluß. Denn der 

Stifter hat nicht nur das Recht, den 

Schulleiter und anderes Personal zu 

ernennen, sondern ist auch berechtigt, 

die inneren Angelegenheiten „seiner“ 

Schule zu bestimmen. Die Stifter und 

die hinter ihnen stehenden Gruppen 

können ihre Schulen wie „unabhängi­

ge Königreiche“ verwalten, heißt es. 

Zwar sei es eine Minderheit unter den 

Stiftern, die ihre Rechte mißbrauchten 

und die Schule als ihr Eigentum be­

trachteten, aber es fehle an Transpa­

renz und öffentlichen Kontrollen. Be­

mängelt wird darüber hinaus, daß et­

wa ein Drittel der Vorstandsmitglie­

der dieser Schulen zugleich in mehre­

ren Schulvorständen sind und die mei­

sten der von privaten Organisationen 

betriebenen Schulen keine Elternver­

treter zulassen. In Anbetracht dieser 

Situation wird jetzt gefordert, die Vor­

stände solcher Schulen auf demokra­

tische Weise zu erweitern und andere 

Gruppen wie Lehrer, Eltern, Pädago­

gen, Ehemalige, gewählte öffentliche 

Bedienstete und Schülervertreter in 

die Vorstände aufzunehmen. (SCMP,

4.12.99) Nach Abschluß der gegenwär­

tigen Diskussionen über die Reform 

des Bildungswesens dürften auch diese 

Schulen einer Neuregelung unterwor­

fen werden, -st-

36 Trendwende in der Wirt­

schaftsentwicklung?

Die wirtschaftliche Erholung Hong­

kongs wird inzwischen nicht nur durch 

die offizielle Einschätzung der Hong­

konger Regierung, sondern auch durch 

ausländische Analysten bestätigt.

Für 1999 prognostiziert die Hong 

Kong General Chamber of Commerce 
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einen Anstieg des BIP um 1,8% gegen­

über dem Vorjahr. Für das Jahr 2000 

wird sogar mit einem Wirtschafts­

wachstum von 4% gerechnet. (ASWJ,

3.12.99)

Im 3. Quartal konnte das Wirtschafts­

wachstum aufgrund der Zunahme des 

Inlandsverbrauchs, der Exporte und 

der öffentlichen Ausgaben um 4,5% er­

höht werden. Aufgrund dieser positi­

ven Entwicklung war die ursprüngli­

che Prognose von 0,5% Wachstum auf 

1,8% korrigiert worden.

Die Reexporte Hongkongs waren im 3. 

Quartal schnell gestiegen und führten 

dazu, daß die gesamte Exportzunahme 

mit 8% unerwartet hoch ausfiel. Trotz 

des schnelleren Wirtschaftswachstums 

hat sich die Lage auf dem Arbeits­

markt nicht wesentlich verändert. Die 

Arbeitslosenquote wurde mit 6,1% an­

gegeben. (AWSJ, 25.11. und 29.11.99) 

Auch Vertreter des Internationalen 

Währungsfonds bestätigten während 

eines Aufenthaltes in Hongkong En­

de November, daß die Hongkonger 

Wirtschaft deutliche Zeichen der Er­

holung aufweist. Sie gehen von einem 

Wirtschaftswachstum von 1,25%, ei­

nem Rückgang der Verbraucherprei­

se von 4% sowie einer nahezu unver­

änderten Arbeitslosenquote im laufen­

den Jahr aus. Als positive Faktoren 

der Wirtschaftserholung im kommen­

den Jahr wird der Beitritt Chinas in 

die WTO, die Verbesserung der mone­

tären Bedingungen aufgrund der ab­

flachenden Deflation sowie die Verbes­

serung der weltwirtschaftlichen Situa­

tion gewertet. (SCMP, 1.12.99)

Die Trendwende in der Wirtschafts­

entwicklung wird zumindest teilwei­

se durch die Novemberdaten unter­

stützt. So verzeichneten die Expor­

te beispielsweise eine Zunahme um 

10,3% gegenüber der Vorjahresperi­

ode; auf die Reexporte entfiel eine Zu­

nahme von 11,5% und auf die eige­

nen Exporte Hongkongs 2,3%. (XNA,

29.12.99) Für das Jahr 2000 progno­

stiziert das Hongkong Trade Develop­

ment Council ein Wachstum des ge­

samten Außenhandels um 7% und der 

Exporte von 6%. (XNA, 14.12.99)

Auch die Tourismusbranche verzeich­

nete eine Erholung. So stieg aufgrund 

der zunehmenden Besucherzahlen im 

November die Belegungsrate der Ho­

tels auf 88%, das waren 7% mehr 

als in der Vorjahresperiode. Die Zahl 

der Touristen belief sich im Novem­

ber auf rd. 9,7 Mio. (+12,4%). (XNA,

29.12.99)

Im November verzeichneten die Ver­

braucherpreise einen Rückgang um 

4,2%; für die gesamte Periode Janu­

ar bis November lag der Preisrückgang 

bei 3,8%. (XNA, 24.12.99) Nach vor­

läufigen Angaben des Hong Kong Cen- 

sus and Statistics Department sank je­

doch auch im Oktober der Einzelhan­

delsumsatz. Gegenüber dem Vormo­

nat lag der Rückgang des Umsatzes 

bei 5%; in den ersten zehn Monaten 

ging der Einzelhandelsumsatz um 3% 

zurück. (XNA, 24.12.99)

Der Optimismus scheint sich unter 

Vertretern der Hongkonger Wirtschaft 

wieder eingestellt zu haben. Dies zeigt 

eine Befragung des American Cham­

ber of Commerce in Hongkong zur 

Einschätzung der Wirtschaftsentwick­

lung im kommenden Jahr. Von den 

befragten Mitgliedsunternehmen ant­

worteten 84%, daß sie die Aussichten 

für Hongkong als „gut“ oder „zufrie­

denstellend“ im Jahr 2000 beurteilen 

würden. Für 1999 hatten 54% der Mit­

glieder der amerikanischen Handels­

kammer die Aussichten auf diese Wei­

se eingeschätzt. Die Befragung wandte 

sich an 1.036 Unternehmensvertreter, 

von denen 393 antworteten.

Die Befragung machte auch deutlich, 

daß die Mitglieder von einer deutli­

chen Verbesserung des Geschäftskli­

mas ab dem Jahr 2001 ausgehen und 

daß sich positive Aussichten für Hong­

kong bis zum Jahr 2004 ausmachen 

lassen. Von den befragten Unterneh­

men wollen dementsprechend 53% ih­

re Geschäftsaktivitäten in Hongkong 

ausweiten; in letzten Befragungen wa­

ren dies 46% gewesen. Von den Un­

ternehmen haben 75% ihre regiona­

len Hauptquartiere in Hongkong, und 

81% antworteten, daß sie auch in 

Hongkong bleiben werden. Nur 15% 

der Unternehmen sind noch unsicher, 

ob sie Hongkong verlassen werden 

oder nicht. (SCMP 17.12.99) -schü-

SVR Macau

37 Portugal gibt Macau an Chi­

na zurück

Kurz vor der Jahrhundertwende fand 

in Asien noch ein historisches Ereignis 

statt. Nach 442 Jahren kehrte die por­

tugiesische Enklave Macau um Mit­

ternacht des 19. Dezember an China 

zurück. Die Portugiesen, die als erste 

Europäer nach Asien gekommen wa­

ren, verließen den Kontinent als letzte. 

Die Rückgabe Macaus markiert „das 

endgültige Ende der westlichen Kolo­

nialherrschaft über Asien“, so der chi­

nesische Staatspräsident und Partei­

chef Jiang Zemin. (BR, 1999/12, S.28) 

Mit der Übernahme der Souveränität 

in Macau und der Gründung der Son­

derverwaltungsregion Macau (SVRM) 

nach Hongkonger Vorbild konnte die 

VR China in diesem Jahr nach ih­

rem 50. Jahrestag am 1. Oktober ein 

weiteres Großereignis in ihrer jünge­

ren Geschichte feiern. In der Umset­

zung des Prinzips „Ein Land, zwei Sy­

steme“ von Deng Xiaoping nun auch 

in Macau, sieht die chinesische Re­

gierung einen weiteren Probelauf für 

die rasche Wiedervereinigung mit Tai­

wan nach demselben Prinzip. So veröf­

fentlichte die Nachrichtenagentur Xin­

hua einen Kommentar unter dem Titel 

„Die Erniedrigung ist beendet, die na­

tionale Wiedervereinigung absehbar“. 

(Xinhua, 20.12.99, in SWB, 22.12.99; 

XNA, 21.12.99) Taiwans Führung ver­

warf diesen Modellcharakter umge­

hend.

Stolz hob die Regierung in Lissabon 

hervor, daß China ein Territorium oh­

ne Budgetdefizite und ohne Schul­

den übergeben werde, obwohl gewalti­

ge Summen für die Restaurierung von 

historischen Vierteln und Gebäuden 

und die Durchführung von Großpro­

jekten wie den Bau neuer Schnellstra­

ßen, Brücken und eines imposanten 

Kulturzentrums ausgegeben wurden. 

Um das drohende Risiko einer Ab­

hängigkeit von China nach der Über­

gabe zu reduzieren, hat die portu­

giesische Verwaltung in den letzten 

Jahren verstärkt den Ausbau der In­

frastruktur vorangetrieben. Seit 1991 

sind umgerechnet knapp fünf Mrd.




